
Antwort  
der Landesregierung 
 
auf die Kleine Anfrage Nr. 752 
des Abgeordneten Danny Eichelbaum  
der CDU-Fraktion und  
des Abgeordneten Benjamin Raschke  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 6/1783 
 
 
Unbesetzte Personalstellen an den Brandenburger Gerichten, gemeinsamen Obergerichten und 
Staatsanwaltschaften 
 
Wortlaut der Kleinen Anfrage Nr. 752 vom 18. Juni 2015: 
In der Antwort auf die Kleine Anfrage der CDU-Fraktion „Nicht besetzte Personalstellen an den Bran-
denburger Gerichten und den gemeinsamen Obergerichten“ (LT-Drucksache 6/1169) hat die Landesre-
gierung bestätigt, dass an den Brandenburger Gerichten und den gemeinsamen Obergerichten viele 
Personalstellen nicht besetzt sind. Dies könnte auch bei den Brandenburger Staatsanwaltschaften der 
Fall sein.  
 
Wir fragen die Landesregierung: 
 

1. Wie viele Personalplanstellen, insgesamt und aufgeschlüsselt nach Staatsanwältinnen und 
Staatsanwälten sowie dem Personal des höheren, gehobenen, mittleren und einfachen Diens-
tes in den jeweiligen Brandenburger Staatsanwaltschaften, weisen die Haushaltspläne der je-
weiligen Jahre 2010 bis 2014 und der gegenwärtige Haushaltsplanentwurf für die jeweiligen 
Jahre 2015 und 2016 sowie die letzte Personalbedarfsplanung der jeweiligen Jahre 2010 bis 
2014 und der gegenwärtige Personalbedarfsplanungsentwurf für die jeweiligen Jahre 2015 und 
2016 auf (Darstellung aller Zahlen in einer vergleichenden Tabelle ohne Verweis auf andere 
Kleine Anfragen)? 
 

2. Wie viele der Personalplanstellen aus Frage 1 sind tatsächlich mit Personal besetzt und wie 
viele dieser Personalplanstellen sind nicht mit Personal besetzt (Darstellung aller Zahlen in ei-
ner vergleichenden Tabelle ohne Verweis auf andere Kleine Anfragen)? Wie viele und welche 
der gegenwärtig nicht besetzten Personalplanstellen sind ausgeschrieben? 

 
3. Wie stellen sich die Zahlen der (voraussichtlichen) Altersabgänge und sonstigen Fluktuation je-

weils in den Jahren 2010 bis 2040 bei den Staatsanwältinnen und Staatsanwälten sowie dem 
Personal des höheren, gehobenen, mittleren und einfachen Dienstes in den jeweiligen Bran-
denburger Staatsanwaltschaften dar? 

 
4. Wie viel Personal wurde seit 2010 in den nach Frage 3 jeweils durch Altersabgängen und sons-

tigen Fluktuationen betroffenen Bereichen neu ausgebildet? Wie viel Personal müsste in den 
Jahren 2015 bis 2040 neu ausgebildet werden, um einen Personalstand mit vergleichbarer 
Qualifikation wie im Jahr 2014 aufrechtzuerhalten? 

 
5. Wie viele und welche der in der Antwort der Landesregierung auf die Kleine Anfrage Nr. 360 

(LT-Drucksache 6/1169) zur Frage 2 (Anlage 2) genannten unbesetzten Personalstellen an den 
Brandenburger Gerichten und gemeinsamen Obergerichten sowie in der Antwort der Landesre-
gierung auf diese Kleine Anfrage zur Frage 2 genannten unbesetzten Personalstellen an den 
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Brandenburger Staatsanwaltschaften sind bereits länger als 6 Monate, 12 Monate, 18 Monate, 
24 Monate, 30 Monate, 36 Monte und 48 Monate vakant (Bitte jeweils aufschlüsseln nach Ge-
richtsbarkeit, Gerichten, Richtern, Staatsanwälten, höher Dienst, gehobener Dienst, mittlerer 
Dienst und einfacher Dienst)? 

 
6. Warum sind diese Stellen unbesetzt (Bitte für jede unbesetzte Stelle separat beantworten)? 

 
7. Welche einzelnen der unbesetzten und besetzten Personalstellen an den Brandenburger Ge-

richten, gemeinsamen Obergerichten und Brandenburger Staatsanwaltschaften sind bzw. sol-
len entsprechend der Personalbedarfsplanung 2018 mit einem kw-Vermerk versehen werden? 
Wann soll welche mit einem kw-Vermerk versehene Stelle künftig wegfallen?   

 
8. Welche Strategie verfolgt die Landesregierung, um die vakanten Personalstellen möglichst 

schnell wiederzubesetzen und zukünftig längerfristige Vakanzen zu vermeiden?  
 
 
Namens der Landesregierung beantwortet der Minister der Justiz und für Europa und Verbraucher-
schutz die Kleine Anfrage wie folgt:  
 
Frage 1: 
Wie viele Personalplanstellen, insgesamt und aufgeschlüsselt nach Staatsanwältinnen und Staatsan-
wälten sowie dem Personal des höheren, gehobenen, mittleren und einfachen Dienstes in den jeweili-
gen Brandenburger Staatsanwaltschaften, weisen die Haushaltspläne der jeweiligen Jahre 2010 bis 
2014 und der gegenwärtige Haushaltsplanentwurf für die jeweiligen Jahre 2015 und 2016 sowie die 
letzte Personalbedarfsplanung der jeweiligen Jahre 2010 bis 2014 und der gegenwärtige Personalbe-
darfsplanungsentwurf für die jeweiligen Jahre 2015 und 2016 auf (Darstellung aller Zahlen in einer ver-
gleichenden Tabelle ohne Verweis auf andere Kleine Anfragen)? 

zu Frage 1: 
Im Sinne einer vollständigen Übersicht über die „Personalplanstellen“ an den einzelnen Staatsanwalt-
schaften werden die Planstellen und Stellen angegeben. 
 
Jahre 2010 bis 2015: 
Die Zahl der in den jeweiligen Haushaltsplänen für die Jahre 2010 bis 2015 ausgebrachten Planstellen 
und Stellen sowie deren Verteilung auf die einzelnen Staatsanwaltschaften kann den als Anlage 1 bei-
gefügten Tabellen entnommen werden. In den Tabellen sind unter „kw-Stellen“ die im Haushaltsplan 
jeweils enthaltenen sogenannten künftig wegfallenden Stellen ausgewiesen. Dabei handelt es sich um 
die Zahl der Stellen, die aufgrund der Personalbedarfsplanung 2018 zum Ende des jeweiligen Jahres 
einzusparen waren. Die in den Jahren 2012 bis 2014 mit kw-Vermerk ausgewiesenen Stellen sind vom 
Generalstaatsanwalt des Landes Brandenburg zentral bei der Generalstaatsanwaltschaft ausgebracht 
worden.  
 
Bei der in Anlage 1 für das Jahr 2015 ausgewiesenen Stellenverteilung wurde der im April 2015 erstellte 
vorläufige Kassenanschlag zu Grunde gelegt. Die Ergebnisse des endgültigen Kassenanschlags für das 
Jahr 2015 lagen zum Zeitpunkt der Bearbeitung der Kleinen Anfrage dem für die Stellenverteilung  
zuständigen Generalstaatsanwalt des Landes Brandenburg noch nicht vor.  
 
Jahr 2016: 
Für das Jahr 2016 kann eine Verteilung der Stellen auf die einzelnen Staatsanwaltschaften (noch) nicht 
dargestellt werden, da der zur Ausführung des Haushaltsplanes erforderliche Kassenanschlag, mit dem 
die Stellen den nachgeordneten Dienststellen zugewiesen werden, insoweit nicht vorliegt. Erst wenn 
dies für 2016 geschehen ist, kann der Generalstaatsanwalt des Landes Brandenburg für das betreffen-
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de Jahr die Stellenverteilung auf die einzelnen Staatsanwaltschaften vornehmen. Im Haushaltsplan 
2015/2016 sind für den Bereich der Staatsanwaltschaften insgesamt folgende Planstellen und Stellen 
sowie (im Ergebnis der Personalbedarfsplanung 2018) kw-Vermerke für die Jahre 2016 bis 2018 aus-
gebracht: 
 
Staatsanwaltschaften (einschließlich Generalstaatsanwaltschaft) - Kapitel 04 040 -  
Gesamt (für 2016):       668 Planstellen und Stellen 
 
davon kw-Vermerke (2016 bis 2018):       48 

 
Frage 2: 
Wie viele der Personalplanstellen aus Frage 1 sind tatsächlich mit Personal besetzt und wie viele dieser 
Personalplanstellen sind nicht mit Personal besetzt (Darstellung aller Zahlen in einer vergleichenden 
Tabelle ohne Verweis auf andere Kleine Anfragen)? Wie viele und welche der gegenwärtig nicht besetz-
ten Personalplanstellen sind ausgeschrieben? 
 
zu Frage 2: 
Wie bereits zur Frage 1 ausgeführt, kann für das Jahr 2016 die Verteilung der Stellen auf die einzelnen 
Staatsanwaltschaften und die Besetzung noch nicht dargestellt werden. Für das Jahr 2015 wird auf die 
Tabelle in der Anlage 2 verwiesen. Auch insoweit wurde für die Stellenverteilung aus den zu Frage 1 
erläuterten Gründen der im April 2015 erstellte vorläufige Kassenanschlag zu Grunde gelegt. 
 
Grundsätzlich werden die unter Berücksichtigung der Personalbedarfsplanung freien und besetzbaren 
Stellen zeitnah ausgeschrieben und besetzt, wenn ein entsprechender Personalbedarf nach der Perso-
nalbedarfsberechnung besteht. Seit dem 31. Mai 2014 wurden für den Bereich des Generalstaats-
anwalts des Landes Brandenburg keine Ausschreibungen zur Besetzung von freien Planstellen und 
Stellen für den gehobenen, mittleren und einfachen Dienst vorgenommen. Für den Bereich des höheren 
Dienstes ist noch in diesem Jahr die Besetzung der Stelle einer Staatsanwältin oder eines Staats-
anwalts bei der Staatsanwaltschaft Cottbus beabsichtigt. Im Übrigen wird auf die Antworten zu Fragen 1 
und 5 verwiesen.  
 
Frage 3: 
Wie stellen sich die Zahlen der (voraussichtlichen) Altersabgänge und sonstigen Fluktuation jeweils in 
den Jahren 2010 bis 2040 bei den Staatsanwältinnen und Staatsanwälten sowie dem Personal des 
höheren, gehobenen, mittleren und einfachen Dienstes in den jeweiligen Brandenburger Staatsanwalt-
schaften dar? 
 
zu Frage 3: 
Auf die als Anlage 3 beigefügten Tabellen wird verwiesen. Die Angaben ab dem Jahr 2015 haben ledig-
lich prognostischen Charakter. Durch die Möglichkeit des vorzeitigen Ruhestandseintritts im Beamten-
bereich gemäß § 46 LBG bzw. der Rente ab dem 63. Lebensjahr für langjährig versichert Beschäftigte 
und aufgrund des weit in der Zukunft liegenden Zeitraums sind - konkret nicht vorhersehbare - Ver-
schiebungen zu erwarten. Die nicht altersbedingte Fluktuation kann nur geschätzt werden; hierfür wurde 
der Jahresdurchschnittswert der Jahre 2009 bis 2014 pro Behörde und Laufbahngruppe zu Grunde 
gelegt.  
 
Frage 4: 
Wie viel Personal wurde seit 2010 in den nach Frage 3 jeweils durch Altersabgängen und sonstigen 
Fluktuationen betroffenen Bereichen neu ausgebildet? Wie viel Personal müsste in den Jahren 2015 bis 
2040 neu ausgebildet werden, um einen Personalstand mit vergleichbarer Qualifikation wie im Jahr 
2014 aufrechtzuerhalten? 
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zu Frage 4: 
Da das Brandenburgische Oberlandesgericht gerichtsbarkeitsübergreifend für die Aus- und Fortbildung 
der Referendare, des gehobenen, des mittleren und des einfachen Dienstes zuständig ist, kann zur 
Beantwortung der Frage vollumfänglich auf die Antwort der Landesregierung auf die Kleine Anfrage  
Nr. 360 (Drs. 6/1169, dort zu Frage 5) verwiesen werden.  
 
Frage 5: 
Wie viele und welche der in der Antwort der Landesregierung auf die Kleine Anfrage Nr. 360 (LT-
Drucksache 6/1169) zur Frage 2 (Anlage 2) genannten unbesetzten Personalstellen an den Branden-
burger Gerichten und gemeinsamen Obergerichten sowie in der Antwort der Landesregierung auf diese 
Kleine Anfrage zur Frage 2 genannten unbesetzten Personalstellen an den Brandenburger Staatsan-
waltschaften sind bereits länger als 6 Monate, 12 Monate, 18 Monate, 24 Monate, 30 Monate, 36 Monte 
und 48 Monate vakant (Bitte jeweils aufschlüsseln nach Gerichtsbarkeit, Gerichten, Richtern, Staatsan-
wälten, höher Dienst, gehobener Dienst, mittlerer Dienst und einfacher Dienst)? 
 
zu Frage 5:  
Aufstellungen über die Zeiträume, in denen Stellenvakanzen vorgelegen haben bzw. noch vorliegen, 
können für die Gerichte der einzelnen Gerichtsbarkeiten und den Geschäftsbereich des Generalstaats-
anwalts des Landes Brandenburg untergliedert nach den einzelnen Beschäftigtengruppen den Anlagen 
4a bis 4d entnommen werden. Auch insoweit wurde für die Stellenverteilung aus den zu Frage 1 erläu-
terten Gründen der im April 2015 erstellte vorläufige Kassenanschlag zu Grunde gelegt. 
 
Für den staatsanwaltschaftlichen Bereich ergibt sich die Anzahl der freien Stellen aus Anlage 2. Ausge-
hend hiervon werden in der Anlage 4a bezogen auf jede Staatsanwaltschaft laufbahnbezogen und diffe-
renziert nach den erfragten Zeiträumen die Stellen aufgelistet, die länger als sechs Monate unbesetzt 
sind. Für die Gerichtsbarkeiten ist die Anzahl der freien Stellen gerichts- und laufbahnbezogen aus der 
Antwort auf die Kleine Anfrage Nr. 360 (Drs. 6/1169, dort zu Frage 2 - Anlage 2) zu entnehmen. Sofern 
an den betreffenden Gerichten freie Stellen länger als sechs Monate unbesetzt sind, wird dies in den 
Tabellen der Anlagen 4b bis 4d dargestellt. Für Gerichte, bei denen zum Stichtag 31. Mai 2015 keine 
freien besetzbaren Stellen vorhanden waren oder bei denen keine Stellenvakanz von über sechs Mona-
ten besteht, ist von der Beifügung einer Tabelle abgesehen worden. Dies betrifft neben einer Reihe von 
Gerichten der ordentlichen Gerichtsbarkeit, die Verwaltungsgerichte Frankfurt (Oder) und Potsdam, die 
Sozialgerichte Frankfurt (Oder), Cottbus und Potsdam, das Finanzgericht Berlin-Brandenburg sowie 
sämtliche Brandenburger Arbeitsgerichte.  
 
Für das Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg und das Landesarbeitsgericht Berlin-Brandenburg 
kann eine Beantwortung nicht vorgenommen werden, da die Stellen dieser Gerichte im Haushalt des 
Landes Berlin etatisiert sind.  
 
Für den Bereich der ordentlichen Gerichtsbarkeit ist zudem darauf hinzuweisen, dass die kw-Vermerke 
für den mittleren und einfachen Justizdienst - wie bereits in den vorausgegangenen Haushaltsjahren 
auch - nicht auf die Gerichte verteilt werden. Insoweit wird jede freie bzw. freiwerdende Stelle zu einem 
gebildeten Stelleneinsparpool herangezogen, der verwaltungstechnisch als gesonderte Stellenliste beim 
Brandenburgischen Oberlandesgericht geführt wird. Die ausgewiesenen Stellenbruchteile werden nach 
der tatsächlichen Ist-Besetzung auf die Gerichte verteilt. Überzählige nicht besetzte Stellenteile werden 
zum Erreichen der Einsparziele als ganze Stelle zusammengefasst und als kw-Stelle zu dem beim 
Brandenburgischen Oberlandesgericht geführten Einsparpool genommen. 
 
Frage 6: 
Warum sind diese Stellen unbesetzt (Bitte für jede unbesetzte Stelle separat beantworten)? 
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zu Frage 6: 
Insoweit wird ebenfalls auf die Anlagen 4a und 4d verwiesen.  

 
Frage 7: 
Welche einzelnen der unbesetzten und besetzten Personalstellen an den Brandenburger Gerichten, 
gemeinsamen Obergerichten und Brandenburger Staatsanwaltschaften sind bzw. sollen entsprechend 
der Personalbedarfsplanung 2018 mit einem kw-Vermerk versehen werden? Wann soll welche mit ei-
nem kw-Vermerk versehene Stelle künftig wegfallen?   
 
zu Frage 7: 
Die Verteilung der kw-Vermerke für die Staatsanwaltschaften des Landes Brandenburg ergibt sich für 
die Jahre 2010 bis 2015 aus Anlage 1. Für die Gerichtsbarkeiten wird insoweit auf die Beantwortung der 
Kleinen Anfrage 360 (Drs. 6/1169, dort zu Frage 1 - Anlage 1) verwiesen.  
 
Für die Jahre von 2016 bis 2018 kann eine Verteilung der kw-Vermerke auf die einzelnen Gerichte und 
Staatsanwaltschaften (noch) nicht dargestellt werden, da für das Jahr 2016 der zur Ausführung des 
Haushaltsplanes 2015/2016 erforderliche Kassenanschlag und für die Jahre 2017 und 2018 der Haus-
haltsplan noch nicht vorliegen. Erst wenn diese Unterlagen erstellt sind, können die nachgeordneten 
Geschäftsbereiche jeweils die Stellenverteilung auf die einzelnen Gerichte und Staatsanwaltschaften 
vornehmen. Dem Haushaltsplan 2015/2016 kann insoweit nur die Gesamtverteilung der kw-Vermerke 
auf die einzelnen Geschäftsbereiche laufbahnbezogen für die Jahre 2016 bis 2018 entnommen werden. 
Insoweit wird auf die entsprechenden Auszüge aus dem Haushaltsplan 2015/2016, Band IV, Einzelplan 
04, Ministerium der Justiz und für Europa und Verbraucherschutz, die als Anlage 5 beigefügt sind, ver-
wiesen.  
 
Für das Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg und das Landesarbeitsgericht Berlin-Brandenburg 
kann auch insoweit eine Beantwortung nicht vorgenommen werden, da die Stellen dieser Gerichte im 
Haushalt des Landes Berlin etatisiert sind.  
 
Frage 8: 
Welche Strategie verfolgt die Landesregierung, um die vakanten Personalstellen möglichst schnell wie-
derzubesetzen und zukünftig längerfristige Vakanzen zu vermeiden?  
 
zu Frage 8: 
Die unter Berücksichtigung der Personalbedarfsplanung freien und besetzbaren Stellen werden prinzi-
piell zeitnah ausgeschrieben und besetzt, wenn ein entsprechender Personalbedarf nach der Personal-
bedarfsberechnung besteht. Dennoch kann es in einzelnen Fällen vorkommen, dass eine zeitnahe  
Besetzung von vakanten Stellen aus verschiedenen Gründen nicht erfolgen kann. Als Ursachen für 
Verzögerungen bei der Stellenbesetzung zu nennen sind hier etwa Konkurrentenstreitigkeiten, abzu-
bauende Personalüberhänge in anderen Bereichen oder das vorübergehende Fehlen geeigneter  
Bewerberinnen oder Bewerber. Das Ministerium der Justiz und für Europa und Verbraucherschutz hat 
jedoch die im Rahmen des Möglichen liegenden Maßnahmen getroffen und ergreift diese auch in  
Zukunft, um eine nahtlose - jedenfalls aber zeitnahe - Besetzung von freien Stellen zu gewährleisten.  
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